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S
eit Brüssel verlangt hat, dass sich die
LBBW von ihren Wohnungen trennt,
leben die Mieter in Unsicherheit. Es

hat mittlerweile zwar viele Gespräche und
Verhandlungen gegeben, doch bisher waren
alle Bemühungen gescheitert, den Mietern
eine beruhigende Perspektive zu geben.
Mal gab es die Befürchtung, dass Kaufinte-
ressenten nur Rosinenpickerei betreiben
wollten, mal hatten Kommunen nur die
Wohnungen in ihrem Stadtgebiet im Auge
und kein Interesse am Rest des großen Be-
stands, den die Landesbank abgeben muss.
Auch die Spekulation, wonach das landesei-
gene Förderinstitut L-Bank zumindest vo-
rübergehend das ganze Paket übernehmen
könnte, hat sich als Luftblase erwiesen. Die
EU hätte diese Lösung wohl auch kaum pro-
blemlos passieren lassen.

Denn Brüssel will mit seinen Auflagen
zum Umbau der Institute mehr Marktwirt-
schaft im Finanzbereich schaffen. Ein Ver-
kauf an die L-Bank hätte jedoch als Ret-
tungsschirm des Landes Baden-Württem-
berg und damit als staatliche Beihilfe gewer-
tet werden können. So muss LBBW-Chef
Hans-Jörg Vetter beim Verkauf der Woh-
nungen einen schwierigen Spagat schaffen.
Er muss eine marktwirtschaftliche Lösung
finden, darf dabei jedoch nicht nur an das
Geld denken, sondern auch an den Schutz
der Mieter berücksichtigen. Die LBBW
muss nicht nur einen angemessenen Preis
erzielen, sondern auch ihrer gesellschaftli-
chen Verantwortung gerecht werden. Mit
dem neuen baden-württembergischen Kon-
sortium unter der Führung des zum Finanz-
verbund der Genossenschaftsbanken zäh-
lenden Wohnungsunternehmens GWG
könnte dieser Spagat klappen. Doch wäre es
falsch, andere Kaufinteressenten aus dem
Bereich der privaten Immobilienwirtschaft
pauschal als renditehungrige Heuschre-
cken abzustempeln. Der bevorstehende Bie-
terwettbewerb wird spannend.

LBBW Die Landesbank muss beim Verkauf

der Wohnungen auch den Schutz der

Mieter beachten. Von Harry Pretzlaff

Ein schwieriger
Spagat

D
ie Schweiz und die USA wollen mit
einem Rahmenabkommen neuen
Streit über bei Schweizer Banken

vermutete Gelder amerikanischer Steuer-
sünder vermeiden. Wie Reuters von amtie-
renden und ehemaligen hohen US-Regie-
rungsbeamten erfuhr, soll das Abkommen
aus US-Sicht darauf hinauslaufen, dass
sich Schweizer Banken zur Zahlung einer
Buße in Milliardenhöhe bereit erklären
und den Steuer- und Justizbehörden der
USA die Namen von mutmaßlichen ameri-
kanischen Steuersündern übergeben. Im
Gegenzug würden die Amerikaner auf Er-
mittlungen und Verfahren gegen die Ban-
ken verzichten. Auch andere europäische
Banken sind von Untersuchungen betrof-
fen und sollen sich an einem Abkommen
beteiligen können.

Der in der Schweiz für Steuerverhand-
lungen zuständige Staatssekretär Michael
Ambühl sei in den vergangenen Monaten
häufig nach Washington gereist, um einen
Vertrag auszuhandeln, sagte ein hoher US-
Regierungsbeamter, der nicht genannt wer-
den wollte. Beim Staatssekretariat für In-
ternationale Finanzfragen hieß es, Ver-
handlungen gebe es keine. Informelle Ge-
spräche würden mit den Amerikanern zu
einer Reihe von Themen geführt. Man tau-
sche auch Ideen aus, wie Fragen aus der
Vergangenheit gelöst werden könnten.

2009 hatte die UBS eingeräumt, reichen
Amerikanern bei Steuerhinterziehung ge-
holfen zu haben. Die Bank zahlte 780 Mil-
lionen Dollar Buße und die US-Behörden
erhielten die Namen von rund 4500 ameri-
kanischen Kunden.  rtr

Kommentar

E
in Konsortium aus vier baden-würt-
tembergischen Wohnungsunterneh-
men und der Stadt Stuttgart will in

das Rennen um die Übernahme der 24 000
Wohnungen der Landesbank Baden-Würt-
temberg (LBBW) einsteigen. „Mit dem
Konsortium sehen wir die Chance, den
größten Teil des derzeitigen Mietbestan-
des zusammenzuhalten und streben eine
unternehmerisch sinnvolle und verantwor-
tungsbewusste Immobilienbewirtschaf-
tung an“, sagte Christian Holz, Vorstands-
mitglied der GWG Gesellschaft für Woh-
nungs- und Gewerbebau Baden-Württem-
berg in Stuttgart, bei der Vorstellung der
Pläne. Ziel des langfristig an-
gelegten Konzepts sei die dau-
erhafte Sicherung der bisher
bei der LBBW angesiedelten
Arbeitsplätze und der Immo-
bilien, sagte Holz.

Die Unternehmensstruk-
tur soll beibehalten werden.
Das Erwerbskonzept berück-
sichtigt dabei aber ausdrück-
lich die Möglichkeit, dass ko-
munale und genossenschaftli-
che Wohnungsunternehmen
einzelne Bestände, die in ih-
rem Gebiet liegen, bewirt-
schaften. Die GWG ist mit
knapp 60 Prozent Hauptge-
sellschafter des Konsortiums.
Die Stadt Stuttgart hat mit
25,1 Prozent eine Sperrminorität. Weitere
Mitglieder des Konsortiums sind mit je-
weils fünf Prozent die Bietigheimer Wohn-
bau GmbH, die Flüwo Bauen Wohnen eG
sowie die GSW Sigmaringen mbH. Über
den Wert der zum Verkauf stehenden Im-
mobilien gibt es Schätzungen, die zwischen
rund einer und 1,5 Milliarden Euro liegen.

Der Stuttgarter Finanzbürgermeister
Michael Föll berichtete, dass der Gemein-
derat am Donnerstag in nichtöffentlicher
Sitzung einstimmig die Beteiligung an dem
Konsortium beschlossen habe. In Stuttgart
sind laut Föll rund 4000 der zum Verkauf
stehenden LBBW-Wohnungen angesie-
delt. Mit dem Konsortium könne der Ver-
kauf an reine Finanzinvestoren oder inter-

nationale Beteiligungsgesellschaften ver-
hindert werden, die nur die Rendite im
Blick haben, bei der Instandhaltung und
Modernisierung sparen und eine städtebau-
liche Ödnis hinterlassen.

Der Landesverband des Deutschen Mie-
terbunds begrüßte die Übernahmepläne.
„Kommt es zu dem Verkauf an das Konsor-
tium, so müssten 70 000 Menschen in ih-
ren Wohnungen nicht mehr Angst haben,
dass sie in die Hände von Heuschrecken
oder Wohnungshändlern geraten und zum
Spielball der Spekulanten werden“, er-
klärte der Verband. Nach Einschätzung des
Mieterbundes ist die Wohnungsgesell-

schaft GWG bisher in Baden-
Württemberg als solider Woh-
nungshalter aufgetreten, der
seinen Bestand nachhaltig be-
wirtschaftet. Weil Gesellschaf-
ten aber ihre Geschäftspolitik
ändern können, hält der Ver-
band vertragliche Absicherun-
gen für geboten, mit denen
die Mieter unter anderem vor
überhöhten Mieten geschützt
werden.

Die LBBW zeigte sich er-
freut über das Interesse des
baden-württembergischen
Konsortiums, wies aber zu-
gleich darauf hin, dass die EU
zur Auflage gemacht hat, dass
kein Interessent ausgeschlos-

sen werden dürfe. Der Verkaufsprozess,
der im Sommer starten soll, werde von ei-
nem Treuhänder überwacht. Vor dem ba-
den-württembergischen Konsortium hat
bereits der Immobilienkonzern Deutsche
Wohnen AG Interesse am Wohnungsbe-
stand der Landesbank gezeigt. Der Verkauf
soll spätestens Ende nächsten Jahres abge-
schlossen werden, und ist Teil des von der
EU verlangten Umbaus der Landesbank.
Die LBBW musste aufgrund der Milliarden-
verluste im Zuge der Finanzkrise von ihren
Gesellschaftern – dem Land Baden-Würt-
temberg, der Stadt Stuttgart und den Spar-
kassen – gestützt werden. Brüssel hat den
Umbau der Bank zur Bedingung für die Ge-
nehmigung der Hilfen gemacht.

Steuerhinterziehung Die USA
und die Schweiz verhandeln
über ein neues Abkommen.

E
s war natürlich Zufall, denn die Be-
triebsversammlung in Rüsselsheim
war schon lange geplant. Dennoch

erhofften sich die rund 6000 Beschäftigten
von Opel, das ihr Chef Karl-Friedrich Stra-
cke, die Gelegenheit nutzen würde, um die
jüngsten Gerüchte über einen Verkauf
durch General Motors (GM) aus der Welt
zu räumen. Die Mitarbeiter wurden ent-
täuscht. Zwar lobte Stracke die Belegschaft
für die „hervorragende Arbeit“, die den Au-
tohersteller wieder auf Erfolgskurs ge-
bracht habe, aber zu der Befürchtung, dass
GM seine Tochter dennoch abstoßen wolle,
wiederholte der Opel-Chef nur den Kom-
mentar vom Vortag: Das sei reine Spekula-
tion. „Warum hat er nicht gesagt, dass Opel
nicht zum Verkauf steht“, fragte ein Ver-
trauensmann der Arbeitnehmer hinterher.
Auch Gesamtbetriebsratschef Klaus Franz
konnte nicht mehr Licht in das Dunkel brin-
gen, weil er weder aus Detroit noch von
GM-Europachef Nick Reilly klare Aussa-
gen zu den Gerüchten bekommen hatte.

Franz hofft nun darauf, dass die deut-
sche Bundesregierung sich für das Unter-
nehmen einsetzt und die Konzernzentrale
in Detroit zu einem klaren Bekenntnis zu
Opels Zukunft auffordert. Bundeskanzle-
rin Angela Merkel hat dies zugesagt – aller-
dings ließ ihr Regierungssprecher Steffen
Seibert offen, ob sich die Kanzlerin bereits
direkt an GM gewandt hat. Vermutlich je-
doch würde auch sie nur die Antwort be-
kommen, die selbst gut vernetzte amerika-
nische Journalisten aus der Autostadt De-
troit bisher bekommen haben: Es handele
sich bei den Berichten um reine Spekula-
tion. Ein klares Dementi höre sich anders
an, schimpfen die Opelaner.

Dabei hatte man bei Opel gerade das ver-
loren gegangene Selbstbewusstsein zumin-
dest ein gutes Stück zurückgewonnen. Der

neue Chef Stracke war erst vor gut drei
Wochen zu einem Treffen der „Nationalen
Plattform Elektromobilität“ in Berlin mit
dem Opel Ampera vorgefahren und hatte
von Opel als erstem europäischem Herstel-
ler mit einem „voll alltagstauglichen Elek-
troauto“ gesprochen. „Wir haben in den
nächsten Jahren die einmalige Chance, mit
unseren E-Autos Marktführer zu werden“,
hatte Stracke betont. Und auch unabhän-
gig von diesem Auto läuft es für Opel so gut
wie seit vielen Jahren nicht mehr. In den
ersten fünf Monaten verkaufte das Unter-
nehmen mit 534 000 Autos rund 11,6 Pro-
zent mehr als im Vorjahreszeitraum, der
Marktanteil liegt bei 6,3 Prozent, nach ma-
geren 5,8 Prozent im Mai 2010. Die Auf-
tragslage ist gut, im Stammwerk Rüssels-
heim werden die Werksferien im Sommer
verkürzt, Sonderschichten sind in fast al-

len Werken geplant, im August läuft der
neue Astra an, der zusätzlichen Schub brin-
gen soll. Auch bei der Restrukturierung,
dem Abbau von insgesamt 8000 der einst
48 000 Arbeitsplätze läuft alles nach Plan,
das Werk im belgischen Antwerpen wurde
geschlossen, die Betriebsvereinbarung für
den Stellenabbau in Bochum ist unter
Dach und Fach. Allerdings kostet der Um-
bau immer noch Geld, so dass Opel in den
ersten drei Monaten mit 400 Millionen
Dollar in den roten Zahlen steckte. Erst für
2012 erwartet Stracke wieder Gewinn.

Branchenexperten halten es für unwahr-
scheinlich, dass GM seine Europa-Tochter
loswerden will. Vor allem die Entwicklungs-
leistung der Ingenieure aus Rüsselsheim
sei eine wichtige Voraussetzung für den Er-
folg des gesamten Konzerns, meinen sie.
Viele GM-Modelle bauen auf den Opel-Ent-
wicklungen auf, das könne man nicht ein-
fach ersetzen. Bei GM jedoch sitzt ein Fi-
nanzmann an der Konzernspitze. Dan Aker-
son hat bereits mehrfach deutlich gemacht,
dass er wegen der langsamen Fortschritte

in Europa ungeduldig wird. Für ihn sind
die Wachstumsmärkte China, Russland
und die Schwellen- und Entwicklungslän-
der. Dort, so meinen zumindest amerikani-
sche Beobachter der Szene, könnte GM
auch mit in Korea entwickelten Autos
punkten. Vor allem aber verdient GM auf
allen anderen Märkten inzwischen wieder
Geld – nur in Europa nicht.

Nach der beispiellosen Stützungsaktion
des amerikanischen Staates und der Rück-
kehr an die Börse weist GM schon wieder
Milliardengewinne aus. Akerson will den
Konzern von Amerika aus wieder zum größ-
ten Autobauer der Welt machen. Da könn-
ten die Ambitionen der Rüsselsheimer stö-
ren, denn Stracke möchte die deutsche Tra-
ditionsmarke auf möglichst vielen Märk-
ten der Welt verkaufen, in Russland, Argen-
tinien, Indien oder auch China. Stracke
weiß, dass er sich dabei mit den GM-Mana-
gern über jeden Schritt abstimmen muss.
Möglicherweise aber haben die jetzt doch
keine Lust mehr, auf deutsche Befindlich-
keiten Rücksicht zu nehmen.

Verkaufspläne Wohnungsunternehmen und die Stadt Stuttgart wollen
die Immobilien gemeinsam übernehmen. Von Harry Pretzlaff

Einigung
rückt näher

November 2008General Motors
(GM) gerät durch eine verfehlte
Modellpolitik und die Finanzkrise
in Geldnot.

April/Mai 2009Die US-Regierung
gibt Kredite von insgesamt sechs
Milliarden Dollar.

Mai 2009Der Verwaltungsrat von
GM stimmt der Trennung vonOpel
zu. Das deutsche Unternehmen
wird unter die Ägide einer Treu-
hand gestellt. Die Bundesregierung
und GMeinigen sich grundsätzlich
auf den kanadischen Zulieferer
Magna und die russische Sberbank
als Käufer. Bund und Länder über-
nehmen eine 1,5Milliarden Euro
schwere Bürgschaft.

Juni 2009General Motorsmeldet
Insolvenz an.

Juli 2009GM verlässt den Gläubi-
gerschutz. Die US-Regierung rettet
den Autobauer mit 50Milliarden.

November 2009Der GM-Verwal-
tungsrat entscheidet völlig überra-
schend, Opel nun doch nicht zu ver-
kaufen, sondern allein zu sanieren.

Juni 2010Opel zieht alle Anträge
auf Staatsbürgschaften in Europa
zurück. Die Sanierung soll nun kon-
zernintern geregelt werden.

24. Januar 2011 Bei GMwächst die
Ungeduldmit der defizitären Toch-
ter Opel. GM-Strategiechef Ste-

phen Girsky fordert, dass Opel
schnellstmöglich wieder profitabel
werdenmüsse.

24. Februar 2011GMschreibt 2010
dank Sparanstrengungen und Schul-
denabbaumit 4,7Milliarden Dollar
den ersten Gewinn seit 2004. Das
Europageschäft mit Opel war 2010
mit einemVerlust von 1,8Milliar-
den Dollar die einzige Region von
GMmit roten Zahlen.

17.März 2011General Motors
wechselt völlig überraschend den
Chef vonOpel aus. Neuer Vor-
standsvorsitzender in Rüsselsheim
soll der bisherige Entwicklungschef
des Detroiter Konzerns, Karl-Fried-
rich Stracke werden.

5.Mai 2011GM verdreifacht dank
der Erholung in den USA und einem
starken Geschäft in China seinen
Nettogewinn im erstenQuartal auf
3,2Milliarden Dollar.

31. Mai 2011Opel einigt sich nach
monatelangen Verhandlungen auf
ein Paket, um insgesamt 1200 Be-
schäftigten in Bochum ein freiwilli-
ges Ausscheiden oder denWechsel
in ein anderesWerk vonOpel zu
versüßen.

9. Juni 2011 Zwei Jahre nach den
Turbulenzen um einenmöglichen
Verkauf erwägt GeneralMotorsMe-
dienberichten zufolge erneut, sich
von der Rüsselsheimer Tochter zu
trennen. rtr

In Stuttgart sind
laut Finanzbürger-
meister Michael
Föll rund 4000
der Wohnungen
angesiedelt.

Autobranche General Motors bezeichnet die Verkaufsgerüchte rund
um die Konzerntochter als reine Spekulation. Von Klaus Dieter Oehler

Telefon:07 11/72 05-12 11
E-Mail:wirtschaft@stz.zgs.de

Opel kann die Sorgen der Mitarbeiter nicht zerstreuen

Neuer Bieter für
LBBW-Wohnungen

GWGDie Gesellschaft für
Wohnungs- und Gewerbebau
BadenWürttemberg (GWG)
mit Firmensitz in Stuttgart ist
ein Tochterunternehmen der
R + VVersicherungsgruppe.
Sie bewirtschaftet mehr als
17 000Wohnungen. In den ver-
gangenen Jahren investierte
die GWG rund 400Millionen
Euro in den Erwerb vonMiet-
wohnungen und neueWohnun-
gen, 80Millionen Euro flossen
in die Instandhaltung undMo-
dernisierung von Gebäuden.

FlüwoDie Flüwo Bauen
Wohnen eG verfügt über 8700
Mietwohnungen in Baden-
Württemberg und im Raum
Dresden. Die Genossenschaft
will 2011 insgesamt rund 16
Millionen Euro für dieModerni-
sierung und Instandhaltung ih-
rer Gebäude ausgeben. Zusätz-
lich werden rund 6,5Millionen
Euro in Neubauten investiert.

BWDie BietigheimerWohn-
bauGmbH (BW) erzielte
im vergangenen Jahr einen

Gesamtumsatz von 56,6Millio-
nen Euro und verwaltet rund
13 000Wohneinheiten.
Das Neubauvolumen beläuft
sich auf etwa 550 Einheiten.

GSWDie Gesellschaft für Sied-
lungs- undWohnungsbau
Baden-Württemberg (GSW)
mit Sitz in Sigmaringen bewirt-
schaftet über 4200Wohnun-
gen, Pflegeplätze undGewerbe-
einheiten und verwaltet mehr
als 1400 Eigentumswohnun-
gen undMietwohnungen. StZ

Kontakt

DIE BETEILIGTEN WOHNUNGSUNTERNEHMEN

Wirtschaftsredaktion

Die GWG bewirtschaftet mehr als 17 000 Wohnungen in Deutschland. Das derzeit größte
Neubauprojekt der Firmengruppe befindet sich auf dem Flugfeld in Böblingen/Sindelfin-
gen (Bild oben). Nun hat die GWG Interesse an den LBBW-Immobilien. Fotos: GWG, Steinert
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